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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)  

zu dem Antrag der Abgeordneten Klaus Ernst, Fabio De Masi, Jörg Cezanne,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 19/2521 – 

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens zwischen der Europäischen Union und  
Japan im Namen der Europäischen Union  
KOM(2018) 193 endg.; Ratsdok. 7959/18 und ADD 1 bis 11 

hier: Stellungnahme gegenüber der Bundesregierung gemäß Artikel 23  
Absatz 3 des Grundgesetzes 

Für eine faire Handelspolitik eintreten und das Freihandelsabkommen JEFTA  
zwischen der EU und Japan ablehnen 

A. Problem 
Aufforderung an die Bundesregierung, den Vorschlag der EU-Kommission für 
einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des EU-Japan-Wirtschafts-
partnerschaftsabkommens im Rat abzulehnen, die Außenwirtschaftspolitik in der 
Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten, der EU-Kommission und dem Eu-
ropäischen Parlament grundsätzlich neu auszurichten und die parallel laufenden 
Verhandlungen über ein Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Ja-
pan auszusetzen. 

B. Lösung 
Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen AfD und DIE LINKE. bei 
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 
Annahme des Antrags. 

D. Kosten 
Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 19/2521 abzulehnen. 

Berlin, den 13. Juni 2018 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

Klaus Ernst 
Vorsitzender 

 
 

Stefan Rouenhoff 
Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Stefan Rouenhoff 

I. Überweisung 

Der Antrag auf Drucksache 19/2521 wurde in der 36. Sitzung des Deutschen Bundestages am 7. Juni 2018 an 
den Ausschuss für Wirtschaft und Energie überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Auf dem EU-Japan-Gipfel am 11. Juli 2018 soll das seit 2013 verhandelte EU-Japan-Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (JEFTA – Japan-EU-Free-TradeAgreement) unterzeichnet werden. Davor, voraussichtlich am 
26. Juni 2018, müsse der Rat die Unterzeichnung beschließen. Das Problem der EU-Außenhandels-Offensive in-
folge des „America first“-Kurses von US-Präsident Donald Trump ist nach Auffassung der Antragsteller, dass sie 
die einseitige Orientierung auf Marktöffnung, Liberalisierung und Deregulierung fortsetze, was vor allem die 
Interessen von Unternehmen und Investoren in den Mittelpunkt stelle. Auf diese Weise versäume die EU, die 
Globalisierung so zu gestalten, dass sie der Mehrheit der Bevölkerung zugutekomme und die massiven ökonomi-
schen Ungleichgewichte und sozialen Ungerechtigkeiten mindere. Mit der Vorlage wird die Bundesregierung 
aufgefordert, 
• den Vorschlag der EU-Kommission für einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des EU-Ja-

pan-Wirtschaftspartnerschaftsabkommens im Rat abzulehnen; 
• die Außenwirtschaftspolitik in Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten, der EU-Kommission und 

dem Europäischen Parlament grundsätzlich neu auszurichten und dabei hohe soziale und ökologische 
Schutzrechte der Bürgerinnen und Bürger aller Vertragsparteien ins Zentrum zu stellen sowie 

• die parallel laufenden Verhandlungen über ein Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Japan 
auszusetzen und damit die stetige Erweiterung von Sonderrechten für Unternehmen und Investoren zu 
beenden, sowie gemeinsam effektive Maßnehmen zur Verhinderung von u. a. Steuer-, Sozial- und Um-
weltdumping und der Umgehung von Datenschutzbestimmungen zu ergreifen. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Drucksache 19/2521 verwiesen. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im Ausschuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat den Antrag auf Drucksache 19/2125 in seiner 11. Sitzung am 
13. Juni 2018 abschließend beraten. 
Die Fraktion DIE LINKE. als antragstellende Fraktion stellte fest, das Japan-EU Free Trade Agreement werde 
nach Abschluss etwa 30 Prozent des globalen Bruttoinlandsprodukts betreffen. Dessen hohe Bedeutung spiegle 
sich allerdings nicht in einer angemessenen parlamentarischen Behandlung wider. Mit dem Antrag der Fraktion 
werde es zu einer Plenardebatte kommen. Der Deutsche Bundestag müsse ausreichend Zeit haben, das Abkommen 
sorgfältig und kritisch zu prüfen, was gleichzeitig für die Zivilgesellschaft gelte. Kritikpunkte seien das Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung von Produktstandards, welches immer zu einem Wettlauf nach unten führe. Das 
Vorsorgeprinzip werde gefährdet. Gleiches betreffe die Standards beim Verbraucherschutz. Die vorgesehene Re-
gulierungskooperation entziehe sich einer parlamentarischen demokratischen Kontrolle. In Dienstleistungsberei-
chen, wo sowohl öffentliche als auch private Unternehmen als Anbieter aufträten, werde die öffentliche Daseins-
vorsorge gefährdet. 
Die Fraktion der CDU/CSU begrüßte, dass es der Kommission gelungen sei, das Freihandelsabkommen mit 
Japan abzuschließen. Das Japan-EU Free Trade Agreement werde von den Fraktionen DIE LINKE. und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN aus den selben bekannten ideologischen Vorurteilen wie CETA abgelehnt. Nach den Er-
fahrungen mit CETA habe die Kommission das Verhandlungsmandat zu JEFTA veröffentlicht, die Bundesregie-
rung handle ebenfalls transparent. Niemand verweigere sich einer inhaltlichen Diskussion. Die Fraktion ermuntere 
die Bundesregierung, den schnellen Ratifizierungsprozess in Brüssel zu unterstützen. Im Übrigen sei bekannt, 
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dass der Deutsche Bundestag gar nicht zustimmen müsse, weil es sich bei JEFTA um ein EU-only Abkommen 
handle. Die Kritik, es finde keine demokratische Diskussion statt, stelle einen Angriff auf die Kompetenzen der 
EU-Parlamentarier dar. 

Die Fraktion der SPD unterstrich, die aktuelle Handelspolitik der Europäischen Union sei eine Reaktion auf die 
gegenwärtig zu verzeichnende Verunsicherung in den internationalen Beziehungen. Die Kritik an einer als unde-
mokratisch bezeichneten Handelspolitik müsse zurückgewiesen werden. Der Lissabon-Vertrag stelle klar, die 
Handelspolitik falle in die Kompetenz der Europäischen Union. Somit kämen der Kommission die Aufgabe des 
Vorschlags und dem demokratisch gewählten Europa-Parlament die Aufgabe der Ratifizierung zu. Die Kommis-
sion habe aus den Debatten um TTIP und CETA gelernt, die Transparenz erhöht und den Handelsteil als EU-only 
Abkommen gestaltet. Für die Bundesrepublik Deutschland verhandle die Bundesregierung im Rat mit. Dort sei 
auch die Fähigkeit zu Kompromissen gefragt. 

Die Fraktion der AfD stellte klar, sie trete generell für den Freihandel ein. Jedoch könne der Freihandel nur 
demokratisch und transparent funktionieren. Insofern teile sie die Kritik der Fraktionen DIE LINKE. und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Ungeachtet dessen müsse es das Ziel sein, Freihandelsabkommen abzuschließen. Gründ-
lichkeit gehe vor Schnelligkeit. Das Europäische Parlament sei zwar demokratisch gewählt, die Vorschläge der 
Kommission müssten jedoch aufgrund des Eigenlebens des EU-Beamtenapparates als nicht legitimiert bezeichnet 
werden. 

Die Fraktion der FDP wies den Vorwurf der fehlenden Legitimität des Europäischen Parlaments zurück. Seit 
2013 werde JEFTA verhandelt. Es habe mithin genügend Zeit zur Debatte gegeben. Die Fraktion forderte die 
Bundesregierung auf, die Ratifizierung des Abkommens im Rat schnell herbeizuführen. Die Forderung nach einer 
Renationalisierung der Handelspolitik durch die Hintertür müsse abgelehnt werden. Wie lasse sich die Zustim-
mung zum Lissabon-Vertrag erklären, wenn die Zuständigkeit des Europäischen Parlaments in Frage gestellt 
werde? Dies schwäche die Verhandlungsposition der Europäischen Union gegenüber Dritten. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bedauerte den Zerfall der multilateralen Regeln und ein dramati-
sches Sinken der Akzeptanz des Prinzips, dass fairer Handel auch Wohlstand bedeuten könne. Wer im Wettbe-
werb der Argumente für offene Grenze und einen fairen Handel eintrete, müsse die Kritik der Öffentlichkeit ernst 
nehmen und transparent vorgehen. Eine Konsequenz aus den TTIP-Verhandlungen sei, Transparenz herzustellen 
und der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen. Die Fraktion teilte die Kritik der Fraktion 
DIE LINKE., so die mangelnde Absicherung des Vorsorgeprinzips und der kommunalen Daseinsvorsorge. Sie 
bezeichnete die Aufspaltung des Abkommens in ein Investitionsschutz- und ein Handelsabkommen als einen 
Trick, um die Öffentlichkeit zu täuschen, wenn im Schatten des Handelsabkommens der Investitionsschutz ver-
einbart werde. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen AfD und DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des Antrags auf Drucksache 19/2521 zu emp-
fehlen. 

Berlin, den 13. Juni 2018 

Stefan Rouenhoff 
Berichterstatter 

 
 

 
 

 

Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0722-8333




